


ist auch Nr. 4 immer im Zusammenhang mit Nr. 1 bis 3 zu sehen. Eine Verpflichtung 
zum Schulbesuch wird nur dann als nicht sinnvoller erachtet, wenn vor Ablauf der 
Schulbesuchsdauer von 12 Jahren ein ausreichender Bildungsstand erreicht wurde.

Die vorausgeschickt beantworte ich Ihre Fragen wie folgt:

Konkrete Kriterien für die Befreiung nach § 60 Abs. 2 Nr. 4 SchulG sind nicht festge­
legt. Die Entscheidung über die Befreiung erfolgt anhand der oben dargelegten 
Grundsätze im Einzelfall. Im Rahmen der Vorlage der Bildungsnachweise im Rahmen 
des § 60 Abs. 2 Nr. 4 SchulG wird geprüft, um welche Form der schulischen oder be­
ruflichen Bildung es sich handelt, um eine hinreichende Ausbildung im Sinne der Re­
gelung feststellen zu können. Aus den vorzulegenden Erklärungen muss sich der 
Nachweis eines Kompetenzniveaus ablesen lassen, das man benötigt, um einen Ab­
schluss aus der Sekundarstufe 1 zu erreichen.

Besonders zu betrachten ist, dass im Fall des Berufsvorbereitungsjahres (BVJ) und 
des 10. Schuljahres zur Erlangung der Qualifikation der Berufsreife an Realschulen 
plus („Keiner ohne Abschluss") generalisiert werden kann. Das BVJ und das beson­
dere 10. Schuljahr an Realschulen plus können für sich genommen aufgrund der dort 
vermittelten Kompetenzen und als Vorbereitung auf eine Berufsausbildung zu einer 
Befreiung nach § 60 Abs. 2 Nr. 4 SchulG führen, wobei die Schulbesuchspflicht dann 
im Rahmen einer dualen Ausbildung wieder vollständig auflebt.

Daneben kann an den Schulen mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung 
gem. § 36 Abs. 4 SoSchO durch die Schulbehörde eine Verkürzung der eigentlich 
zwölfjährigen Schulbesuchszeit vorgenommen werden. Ausschlaggebend ist der An­
trag der Eltern, die diesen auch begründen müssen. In der Regel geht es darum, dass 
der junge Mensch schon in eine angepasste berufliche Qualifikation eintreten oder 
eine berufliche Tätigkeit aufnehmen kann und möchte. In Analogie zu § 37 Abs. 2 
SoSchO wird die besuchte Schule bei der Entscheidung einbezogen und legt der 
Schulbehörde einen Bericht vor, insbesondere über die bisherige Schullaufbahn, die 
Lernbereitschaft, den Leistungsstand und das Sozialverhalten der Schülerin oder des 
Schülers. Die Regelung des § 36 SoSchO und des § 37 SoSchO finden Sie anbei.

Eine Statistik darüber, wie viele Schülerinnen und Schüler nach § 60 Abs. 2 Nr. 4 
SchulG zu befreien sind, wird nicht geführt.
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Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen 
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§36
Dauer des Schulbesuchs

(1) An Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen, an Schulen für Schwerhörige und an Schulen mit 
den Förderschwerpunkten motorische Entwicklung und sozialemotionale Entwicklung beträgt die Dau­
er des Schulbesuchs in der Regel neun Jahre.

(2) An Schulen mit dem Förderschwerpunkt Sprache beträgt die Regeldauer des Schulbesuchs zwei 
Jahre, die Höchstdauer beträgt in der Regel vier Jahre. Die frühestmögliche Überweisung in die Grund­
schule ist anzustreben.

(3) An Schulen für Gehörlose, Blinde und Sehbehinderte beträgt die Dauer des Schulbesuchs in der 
Regel zehn Jahre.

(4) An Schulen mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung sowie an den entsprechenden 
Bildungsgängen anderer Sonderschulformen beträgt die Dauer des Schulbesuchs zwölf Jahre. Auf An­
trag der Eltern und mit Zustimmung der Schule kann die Dauer des Schulbesuchs durch die Schulbe­
hörde verkürzt werden.

Redaktionelle Hinweise

Fundstelle: GVBI. 2000, 219
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§37
Verlängerung des Schulbesuchs

(1) Den Schülerinnen und Schülern ist, soweit sie nicht geistigbehindert sind, Gelegenheit zu geben, 
die Berufsreife durch ein Verbleiben von bis zu zwei Jahren an der Sonderschule zu erwerben (§ 47 
Abs. 3 SchuIG). Die Eltern sind auf diese Möglichkeit hinzuweisen. Ist in Ausnahmefällen der Erwerb 
der Berufsreife an der Sonderschule nicht zu erwarten, kann die Schulleiterin oder der Schulleiter den 
weiteren Verbleib an der Sonderschule ablehnen.

(2) Auf Antrag der Eltern kann die Schulbehörde den Besuch der Sonderschule um bis zu drei Schul­
jahre verlängern. Eine Verlängerung ist nur zulässig, wenn zu erwarten ist, dass die Schülerin oder der 
Schüler dadurch dem Ziel der Sonderschule näher gebracht wird. Vor der Entscheidung über die Ver­
längerung legt die Sonderschule einen Bericht, insbesondere über die bisherige Schullaufbahn, die 
Lernbereitschaft, den Leistungsstand und das Sozialverhalten der Schülerin oder des Schülers vor.
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